
Generaldirektor des Wiener Büros der Verein­
ten Nationen ist seit Februar dieses Jahres 
Giorgio Giacomelli. UN-Untergeneralsekre­
tär Giacomelli ist zugleich weiterhin Exeku­
tivdirektor des Internationalen Drogenkon-
trollprogramms der Vereinten Nationen 
(UNDCP), eine Aufgabe, die er am I.März 
1991 übernommen hatte. Zuvor war er — seit 
Oktober 1985 - Generalbeauftragter des 
Hilfswerks der Vereinten Nationen für Palä­
stinaflüchtlinge im Nahen Osten (UNRWA). 
Giacomelli, der am 25.Januar 1930 in Mai­
land geboren wurde, studierte in Padua, 
Cambridge und Genf. 1956 trat er in den Di­
plomatischen Dienst Italiens ein und vertrat 
später sein Land als Botschafter in Somalia 
und Syrien. Im Außenministerim in Rom 
war er zuletzt für die Entwicklungszusam­
menarbeit zuständig. 

Auf Grund seiner direkten Betroffenheit 
wurde Kanada zum Verhandlungsführer für 
eine Regulierung des Einsatzes von 
NPS. Ihm schloß sich die Bundesrepublik 
Deutschland als Mitunterzeichner gemein­
samer Arbeitspapiere an, die den Prozeß 
der Ausgestaltung eines Prinzipienkatalogs 
schrittweise voranbrachten. Dabei arbeite­
ten i n der vom Auswärtigen A m t geführten 
deutschen Delegation Vertreter der Techni­
schen Universität Braunschweig, der Deut­
schen Agentur für Raumfahrtangelegenhei­
ten (DARA) und des Instituts für Luft- und 
Weltraumrecht der Universität Köln mi t . 
Während seiner 35.Tagung, die vom 15. bis 
26.Tuni 1992 i n New York stattfand, konnte 
der Weltraumausschuß nach 14jährigen 
Verhandlungen, die besonders durch die 
Zurückhaltung der NPS-Nutzer UdSSR 
und USA gegenüber der Ausarbeitung eines 
verbindlichen Rechtsinstruments gekenn­
zeichnet waren, einen Prinzipienkatalog 
verabschieden ( U N Doc. A/AC.105/L.198 
v.23.6.1992), der nunmehr der Generalver­
sammlung zur Verabschiedung vorliegt. 
Der Katalog umfaßt 11 Prinzipien. Er be­
sitzt nach dem Verweis auf geltendes inter­
nationales Recht (Prinzip 1) und Begriffsbe­
stimmungen (Prinzip 2) als zentralen Be­

standteil Richtlinien und Kriterien für den 
sicheren Einsatz von NPS (Prinzip 3). I m 
ersten Teil dieses Prinzips werden Ober­
grenzen für die Strahlungsbelastung bei 
Unfällen, die Rückwirkungen auf die Kon­
struktion der nuklearen Energiequellen ha­
ben, festgesetzt. I m zweiten Teil wird fest­
gelegt, daß Nuklearreaktoren an Bord erst 
i m Orbit aktiviert werden dürfen, u m Ver­
seuchungen bei Startunfällen vorzubeu­
gen, und daß der Satellit nach seiner akti­
ven Zeit auf einer ausreichend hohen Um­
laufbahn verbleiben soll. 
Weiter enthält der Katalog die Bestim­
mung, daß eine Sicherheitsüberprüfung 
vor dem Start durchgeführt werden muß 
(Prinzip 4). I m Falle der Gefahr eines Wie­
dereintritts eines NPS-Satelliten auf 
Grund einer Funktionsstörung muß der 
Startstaat über festgelegte Systemparame­
ter und radiologische Risiken des Reaktors 
berichten (Prinzip 5) und auf weitere An­
fragen Auskunft geben (Prinzip 6). Darüber 
hinaus sind nicht nur der Startstaat, son­
dern alle Staaten, sofern sie technisch dazu 
i n der Lage sind, aufgefordert, durch einen 
Absturz betroffene Staaten zu unterstützen 
(Prinzip 7). 
Nach der Festlegung der Staatenverant­
wortlichkeit (Prinzip 8) wird die Haf­
tungspflicht des Startstaats bekräftigt und 
seine Kompensationspflicht i m Unglücks­
fall festgelegt (Prinzip 9). Nach dem Ver­
weis auf die friedliche Streitbeilegung 
(Prinzip 10) schließt eine Bestimmung zur 
Wiederaufnahme der Verhandlungen i n 
spätestens zwei Jahren (Prinzip 11) den Ka­
talog ab. Diese Klausel wurde angesichts 
des rapiden technischen Fortschritts aufge­
nommen, welcher sich i n der jetzigen Fas­
sung der Prinzipien nur andeutungsweise 
widerspiegelt. Die künftige Beschäftigung 
des Weltraumausschusses m i t dem Thema 
NPS bietet somit die Möglichkeit einer 
umfassenden Aktualisierung des jetzt be­
schlossenen Prinzipienkatalogs zur noch 
wirkungsvolleren Vorbeugung von Unfäl­
len und zum besseren Schutz der Bevölke­
rung vor radioaktiver Verseuchung. 

I I I . Die Verabschiedung des NPS-Prinzi-
pienkatalogs fällt - was eher als glückli­
cher Umstand denn als Berechnung gewer­
tet werden muß - m i t der Durchführung 
des Internationalen Weltraumjahres 1992 
zusammen. Die Initiative zu diesem Ak­
tionsjahr ging von internationalen wissen­
schaftlichen Organisationen aus. Eine A r t 
Vorläufer besitzt es i m Geophysikalischen 
Jahr 1957/58, i n dessen Rahmen die ersten 
Satelliten der UdSSR und der USA gestar­
tet wurden. 
Das Hauptanliegen des Weltraumjahres ist 
es, den Beitrag der Weltraumnutzung zur 
Erforschung und Behandlung der Umwelt­
probleme einer sich wandelnden Erde dar­
zustellen. Dabei wird nicht nur der Weltöf­
fentlichkeit eine Erfolgsbilanz der Raum­
fahrt präsentiert, sondern es sollen Anre­
gungen für verstärkte internationale Ent­
wicklungsanstrengungen und Zusammen­
arbeit gegeben werden. Dieses internatio­
nale Jahr ist deshalb von einer großen Zahl 
internationaler Konferenzen geprägt, unter 
denen der »World Space Congress- i n Wa­

shington und regionale Konferenzen unter 
anderem für Europa i n München eine her­
ausragende Rolle einnahmen. 
Die zentrale Aussage der Vorhaben des 
Weltraumjahres ist, daß die Nutzung des 
Weltraums für die Bewältigung der U m ­
welt- und Entwicklungsprobleme eine 
Menschheitsaufgabe darstellt. Die satelli­
tengestützte Erdbeobachtung, die von me­
teorologischer Datensammlung und At­
mosphärenforschung bis zur Hilfestellung 
beim Ressourcenmanagement reicht, er­
weist sich i n diesem Zusammenhang als 
eine zukunftsentscheidende Technologie. 
Vor diesem Hintergrund ergaben sich zahl­
reiche Berührungspunkte zur UN-Konfe­
renz über Umwelt und Entwicklung (UN-
CED), die i m Juni 1992 i n Rio de Janeiro 
abgehalten wurde. 

IV. Die Vereinten Nationen hoffen überdies 
darauf, daß durch die Vorhaben i m Rahmen 
des internationalen Jahres größere Auf­
merksamkeit auf ihr Anwendungspro­
gramm für die Weltraumtechnologie ge­
richtet wird. Dieses Programm wurde 
durch die UN-Weltraumkonferenz 1982 
(UNISPACE '82) init i iert , von der UN-Ge­
neralversammlung durch Resolution 37/90 
gebilligt und seitdem vom Büro für Welt­
raumangelegenheiten, welches i n der Poli­
tischen Hauptabteilung des UN-Sekreta­
riats angesiedelt ist, betreut. 
I m Rahmen des Programms ist die Einrich­
tung regionaler Zentren zur Schulung von 
Ausbildern auf dem Feld der Anwendung 
der Weltraumtechnologie i n Entwicklungs­
ländern vorgesehen. Eine m i t durch die Ak­
tivitäten des internationalen Jahres getra­
gene positive Resonanz bei einzelnen Indu­
strienationen läßt dieses für die globale 
Weltraumnutzung bedeutsame Entwick­
lungsprojekt als zukünftig realisierbar er­
scheinen. 

Kai-Uwe Schrogl • 

Sozialfragen und Menschenrechte 

Frauenrechtsausschuß: ll.Tagung - Ar­
beitsüberlastung - >Frauenperspektive< bei 
allen UN-Menschenrechtsaktivitäten ge­
fordert (25) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht i n V N 6/ 
1991 S.207ff. fort. Text des Übereinkom­
mens: V N 3/1980 S.108ff.) 

Z u m letzten Mal waren zwei Expertinnen 
aus Deutschland i m Ausschuß für die Be­
seitigung der Diskriminierung der Frau 
(CEDAW) auf dessen vom 20. bis 30.Januar 
1992 am Sitz der Vereinten Nationen abge­
haltenen ll.Tagung vertreten. Hanna Beate 
Schopp-Schilling aus der »alten« Bundesre­
publik und Edith Oeser aus der ehemaligen 
Deutschen Demokratischen Republik, die 
beide seinerzeit i n persönlicher Eigen­
schaft gewählt worden waren. Auf der 
ö.Sitzung der Vertragsstaaten, die am 4.Fe-
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bruar (ebenfalls i n New York) stattfand und 
die 11 der 23 Mitglieder des CEDAW neu 
bestellte, wurde Frau Oeser nicht mehr zur 
Wahl vorgeschlagen,- Frau Schopp-Schilling 
wurde wiedergewählt. 

Die Angehörigen des Sachverständigengre­
miums überwachen anhand der von den 
Vertragsstaaten eingereichen Berichte die 
Umsetzung des Übereinkommens zur Be­
seitigung jeder Form von Diskriminierung 
der Frau vom 18.Dezember 1979 und geben 
allgemeine Empfehlungen ab. Z u m Zeit­
punkt der 11.Tagung des CEDAW und der 
6.Sitzung der Vertragsstaaten waren 111 
Staaten durch das Übereinkommen gebun­
den, das am 3.September 1981 i n Kraft ge­
treten ist. Wie i n den Vorjahren hatte der 
Ausschuß auch 1992 m i t einer zunehmen­
den Arbeitsbelastung - bei gleichzeitigem 
Rückgang der zur Verfügung stehenden f i ­
nanziellen M i t t e l - zu kämpfen. Gegen­
wärtig steht die Prüfung von 28 Berichten 
noch aus; zusätzlich ist eine große Zahl 
von Berichten überfällig. Lägen alle Berich­
te vor, so wären pro Tagung 27 Berichte -
gegenüber rund einem Dutzend aus neun 
Staaten bei der diesjährigen Tagung — zu 
bearbeiten. 
Außerdem beschäftigte sich der Ausschuß 
m i t der Frage, ob ein Zusatzprotokoll zum 
Übereinkommen geschaffen werden soll. 
Zur Diskussion stand ein substantielles 
Zusatzprotokoll, das Gewalt gegen Frauen 
betreffen sollte, oder ein prozedurales, 
durch das neue Beschwerdemöglichkeiten 
geschaffen werden könnten. Der Ausschuß 
sprach sich gegen ein materielles Zusatz­
protokoll aus, weil er befürchtete, dadurch 
würde die Wichtigkeit der anderen Schutz­
bereiche des Übereinkommens untermi­
niert. Ein verfahrensrechtliches Zusatzpro­
tokol l wurde abgelehnt, weil es einzelne 
Konventionsrechte gegenüber anderen her­
vorheben würde. 
I m Mit te lpunkt der Tätigkeit des Aus­
schusses stand i n diesem Jahr das Thema 
Gewalt gegen Frauen, in Form von physi­
scher oder psychischer Gewalt und sexuel­
len Zwangs, einschließlich der Gewalt i n 
der Familie. I m Rahmen seiner allgemei­
nen Empfehlungen forderte der Ausschuß 
von den Vertragsparteien effektive rechtli­
che Maßnahmen - auch durch das Straf­
recht und zivilrechtliche Schadensersatz­
ansprüche - zum Schutz der Frauen vor Ge­
walt. Darüber hinaus forderte er sie auf, In­
formations- und Erziehungskampagnen zu 
diesem Thema durchzuführen und Bera­
tung für die Opfer solcher Gewalt bereitzu­
stellen. Eine besondere Gefahr des Miß­
brauchs von Frauen sieht der Ausschuß 
durch Sextourismus, bei Wanderarbeitneh-
merinnen und durch organisierte Ehe­
schließungen i m Ausland. Die Staaten sol­
len i n ihren Berichten Informationen über 
Gewalt gegen Frauen vorlegen sowie über 
ihre Programme zum Schutz von Frauen 
vor Prostitution und Frauenhandel berich­
ten. 
Für die Weltkonferenz über Menschenrech­
te 1993 soll eine Liste der Vorbehalte zum 
Übereinkommen angefertigt werden; die 
Staaten werden zur Stellungnahme aufge­
fordert. Außerdem sollen die Konferenz 

und alle m i t den Menschenrechten befaß­
ten Organe der U N die Bedürfnisse der 
Frauen einbeziehen und Sachfragen auch 
aus dieser Perspektive behandeln. Schließ­
l ich wurde i m Sekretariat die Position ei­
nes Beraters für die Erstellung der Berichte 
geschaffen. Es ist zu hoffen, daß dadurch 
die Mängel der Berichte, wie sie auch i n der 
diesjährigen Sitzungsperiode festgestellt 
wurden, abgestellt werden können. 

In Baibados, das seinen Erstbericht vorleg­
te, werden 43 v H der Haushalte von allein­
stehenden Frauen geführt. Dies erklärt 
sich, wie der Regierungsvertreter auf 
Nachfragen des Ausschusses ausführte, 
durch die hohe Zahl von Teenager-
Schwangerschaften, von unter Gewohn­
heitsrecht eingegangenen nichtehelichen 
Lebensgemeinschaften sowie durch Schei­
dungen. Seit 1976 (vier Jahre bevor das 
Übereinkommen für Barbados i n Kraft ge­
treten ist) existiert eine nationale Kommis­
sion zur Stellung der Frau, die regelmäßig 
Konsultationen m i t 44 Nichtregierungsor­
ganisationen durchführt. Ein auf Empfeh­
lungen des Ausschusses basierender A n t i -
diskriminierungsplan ist weitgehend u m ­
gesetzt; allerdings werden ausländische 
Männer und Frauen immer noch ungleich 
behandelt bezüglich des Erwerbs der barba­
dischen Staatsangehörigkeit durch Heirat. 
Seit 1987 existiert ein Ombudsmann, der 
Fehlverhalten i m öffentlichen Dienst un­
tersucht, darunter auch die sexuelle Belä­
stigung von Frauen. Schließlich werden 
Untersuchungen über Gewalt gegen Frauen 
durchgeführt. Die Expertinnen lenkten ihr 
Augenmerk auf den Zusammenhang von 
Tourismus und Prostitution, auf die Not­
wendigkeit von Sexualerziehung und Fami­
lienplanung sowie der Förderung des Re­
spekts für die Familie, u m dem Problem 
der hohen Anzahl von alleinerziehenden 
Frauen zu begegnen. 

Ghana, das einen zusammengefaßten 
Erst-, Zweit- und Drittbericht unterbreite­
te, ist gekennzeichnet durch den krassen 
Gegensatz zwischen den Reformgesetzen 
der Regierung und frauendiskriminieren­
den traditionellen Praktiken. Frauen wer­
den als den Männern untergeordnet ange­
sehen, was sich i n Polygamie, Kinderehe­
schließungen und dem Züchtigungsrecht 
des Ehemannes zeigt. Ihre Aufgaben sind 
die des Kindegebärens - m i t 45 Jahren hat 
eine Frau durchschnittlich sechs Kinder 
zur Welt gebracht - sowie wirtschaftliche 
Tätigkeit, vor allem mühsame Haus- und 
Erwerbstätigkeit i m informellen Sektor. 
Dies ist die Ursache des schlechten Ge­
sundheitszustandes eines Großteils der 
Frauen i n Ghana. Z u den die Konventions­
rechte der Frauen beeinträchtigenden Tra­
ditionen gehören ferner die Beschneidung, 
für Witwen traumatische Beerdigungsritu­
ale sowie das Fehlen eines Anspruchs auf 
das Eigentum des verstorbenen Ehemannes 
oder auf einen Ante i l am Zugewinn. Zwar 
sieht das neue Eherecht Ghanas derartige 
Ansprüche vor, aber es ist auf die meisten 
Ehen nicht anwendbar, da diese nach 
weiterhin bestehendem Gewohnheitsrecht 

geschlossen werden. Der Ausschuß zollte 
den drei Berichten wegen ihrer Aufrichtig­
keit hohes Lob und versuchte i n der 
Diskussion, Möglichkeiten zur Änderung 
der tatsächlichen Situation der Frauen i n 
Ghana auszuloten; vor allem fragte er nach 
A r t und Wirkung von Informationsmaß­
nahmen. 

Der Erst-, der Zweit- und der Drittbericht 
von Honduras stellten die Gesetzeslage i m 
Hinblick auf die einzelnen Konventionsar­
t ikel dar. Hervorzuheben ist neben der Mo­
dernisierung des Sexualstraf rechts, des Ab­
treibungsrechts sowie des Familiengesetz­
buches insbesondere der Wegfall der Straf­
losigkeit der Tötung einer ehebrecheri­
schen Ehefrau. Auf die sehr detaillierten 
Fragen des Ausschusses nach der tatsächli­
chen Situation der Frauen i n Honduras 
stellte die Regierungsvertreterin dar, daß 
zwischen der verfassungsrechtlich veran­
kerten Gleichheit der Geschlechter und 
der sozialen Wirklichkeit eine erhebliche 
Diskrepanz besteht. So erhalten Frauen für 
gleiche Arbeit häufig nicht das gleiche Ent­
gelt wie Männer. Zwar zwingt die Ver­
schlechterung der wirtschaftlichen Lage 
des Landes Frauen dazu, eine bessere Aus­
bildung und Arbeit anzustreben, doch ist 
immer noch lediglich ein Fünftel der 
Frauen i m arbeitsfähigen Alter berufstätig 
(gegenüber fast drei Vierteln der Männer). 
Auf dem Land werden Frauen häufig von 
ihren Ehemännern an der Teilnahme an 
Genossenschaften gehindert. Besonderes 
Lob der Expertinnen erhielten i n diesem 
Zusammenhang Strategien zur Erhaltung 
und Entwicklung der Wasser- und Brenn­
stoffvorräte durch Aufforstungs- und Erhal­
tungsmaßnahmen, i n die Frauen m i t ein­
bezogen werden, weil Frauen ein besonde­
res Verständnis für eine Beschränkung der 
Entwicklung auf das erträgliche Maß zeig­
ten. Als besonders bedenklich sah der Aus­
schuß den unzureichenden strafrechtli­
chen Schutz von Frauen an, welcher k u l t u ­
relle Ursachen hat. So wird beispielsweise 
Gewalt i n der Familie (bis auf Tötungen 
und erhebliche Körperverletzungen) nicht 
verfolgt. Gleiches gilt für Gewalt gegen 
Prostituierte. In Vergewaltigungsfällen 
muß das Opfer häufig seinen guten Ruf 
und untadeligen Charakter beweisen. 

A m Beispiel des Zweitberichts der Tsche­
choslowakei von 1989 zeigte sich sehr 
deutlich, wie die Berichte durch den Bear­
beitungsrückstand des Ausschusses an Ak­
tualität verlieren. Seine Einführung durch 
die Regierungsvertreterin und ihre Antwor­
ten auf die Fragen der Expertinnen stellten 
wegen der mittlerweile eingetretenen ge­
sellschaftlichen Veränderungen einen völ­
l ig neuen Bericht dar. Die gegenwärtige 
Rechtslage des Landes wird bestimmt 
durch einen neuen, auf westeuropäischen 
Erfahrungen basierenden Grundrechtskata­
log; eine Diskriminierung der Frauen 
durch Gesetz besteht gegenwärtig nicht. 
Allerdings steht die Umsetzung von Prinzi­
pien zur Verwirklichung der Rechte der 
Frau noch aus, weil insoweit Probleme der 
Gewaltenteilung zwischen Bund und Teil-
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republiken bestehen. Es existieren keine 
Ansprüche oder Beschwerdemöglichkeiten 
i m Falle der Diskriminierung. Die w i r t ­
schaftliche Gleichheit der Frau kann je­
doch nicht losgelöst von der allgemeinen 
sozialen Entwicklung gefördert werden. 
Frauenfördermaßnahmen, insbesondere i n 
parlamentarischen Gremien, unterbleiben, 
weil sie früher von der Kommunistischen 
Partei eingesetzt worden waren und des­
halb i n Mißkredit geraten sind. Auch ist 
die Lücke, die durch den Wegfall der kom­
munistischen Frauenorganisationen ent­
standen ist, noch nicht wieder geschlossen. 
Der hohe Prozentsatz von Frauen i n Insti­
tutionen der höheren Bildung geht lang­
sam zurück, da er seine Ursache i n der 
kommunistischen Politik hatte, Männer 
frühzeitig i n die Produktion zu schicken. 
Nach wie vor sind aber nur wenige Frauen 
i n Führungspositionen zu finden. Als be­
sonders besorgniserregend bezeichnete der 
Ausschuß die sich abzeichnende Entwick­
lung, daß Frauen aus dem Arbeitsleben zu­
rückgedrängt werden, unter anderem auch 
durch die Schließung von ehemals staatli­
chen oder betrieblichen Kinderbetreuungs­
einrichtungen. 

Der Zweitbericht El Salvadors entstand 
1988 unter dem Eindruck des Endes eines 
zehnjährigen Bürgerkrieges. Er stellt detail­
liert die Gesetzgebungsreformvorhaben 
dar, insbesondere den Entwurf eines neuen 
Familienrechts, durch das die Position der 
Frauen bezüglich Eheschließung und 
Scheidung besser geschützt werden soll. 
Das gegenwärtige Zivilgesetzbuch stammt 
aus dem Jahre 1860 und behandelt Mann 
und Frau hinsichtlich der Scheidungsgrün­
de und der Wiederverheiratungsmöglich-
keit ungleich. Nichteheliche Lebensge­
meinschaften sollen wie eheliche ge­
schützt werden. Soziale Programme wer­
den angestrebt, durch die die Zahl der Tee­
nager-Schwangerschaften reduziert und ei­
ne vorgeburtliche Versorgung schwangerer 
Mädchen gewährleistet werden sollen. An­
dere Programme betreffen Opfer sexueller 
Gewalt, Gewalt i n der Familie, die Bera­
tung von Prostituierten, Informationskam­
pagnen zu den Rechten der Frau und die 
Unterstützung lediger und verlassener 
Mütter. Der Ausschuß vermißte insoweit 
detaillierte Angaben über die Programme 
und bemängelte das Fehlen von statisti­
schem Material. Er wünschte eine Bewer­
tung der Programme i m kommenden Be­
richt. 

Spaniens Zweitbericht wurde wegen seiner 
umfangreichen statistischen Angaben und 
seiner detailreichen Beschreibung der tat­
sächlichen Situation der Frauen vom Aus­
schuß als vorbildlich gelobt. Spanien hat 
seinen Aktionsplan zur Chancengleichheit 
der Frau, der gesetzgeberische und andere 
Maßnahmen enthielt, weitgehend umge­
setzt. Dabei mußte beachtet werden, daß 
nach spanischem Recht umgekehrte 
Diskriminierung den Gleichheitssatz ver­
letzt. Die rechtliche Diskriminierung der 
Frau ist nunmehr insgesamt beseitigt, bis 
auf das Recht des Mannes, den Familienna­

men der gemeinsamen Kinder zu bestim­
men. Diskriminierung von Frauen durch 
Arbeitgeber und sexuelle Belästigung am 
Arbeitsplatz sind verboten. Vergewaltigung 
durch Familienmitglieder ist unter Strafe 
gestellt, ebenso Gewalt in der Familie. 
Diskriminierende Werbung ist unzulässig; 
allerdings ist diese Vorschrift bisher noch 
nicht angewendet worden. Hinsichtlich der 
Verbesserung der Bildung und Ausbildung 
von Frauen ist zwar eine Zunahme der 
Zahl der Frauen i n Bildungseinrichtungen 
und auf dem Arbeitsmarkt festzustellen; 
Frauen sind jedoch i n technischen Berufen 
unterrepräsentiert, und ihre Arbeitslosen­
quote liegt doppelt so hoch wie die der 
Männer. Gleichzeitig ist ein Trend zur 
Doppelbelastung der Frauen durch Beruf 
und Familie zu beobachten. Insbesondere 
für Frauen auf dem Lande sind Kinderbe­
treuungseinrichtungen schwer erreichbar. 
Das besondere Interesse des Ausschusses 
erregten Kampagnen zur Sensibilisierung 
der Öffentlichkeit, durch die Rollenkli­
schees und sexistische Sprache bekämpft 
werden. Eine Expertin bat Spanien u m eine 
Ausweitung seiner Kooperation m i t Ent­
wicklungsländern und seiner Unterstüt­
zung von Frauenorganisationen; bisher 
kommt diese allein spanischsprachigen 
Ländern zugute. 

Sri Lanka, dessen Zweitbericht zur Prü­
fung vorlag, hat den verfassungsrecht­
l ich gewährleisteten Gleichheitsgrundsatz 
durch einen Schadensersatzanspruch bei 
Verletzung bewehrt. Das Oberste Gericht 
hat diese Norm bisher jedoch noch nicht 
angewendet. Außerdem besteht die Mög­
lichkeit der Beschwerde bei einer Kommis­
sion, der die Beseitigung von Diskriminie­
rung und die Überwachung der Einhaltung 
der Menschenrechte obliegt. In familien­
rechtlicher Hinsicht besteht kein einheitli­
cher Befund, weil jede Bevölkerungsgruppe 
(Singhalesen 74 v H , Tamilen 17 v H , Musl i ­
me 7 vH) insoweit eigenes Recht hat. Ins­
besondere das tamilische und das musl imi­
sche Recht enthalten diskriminierende 
Vorschriften; der Staat hält Änderungen 
nur für erfolgversprechend, wenn sie aus 
der jeweiligen Bevölkerungsgruppe selbst 
stammen. Die Alphabetisierungsrate der 
Frauen ist höher als die der Männer, auch 
brechen mehr Jungen als Mädchen ihre 
Schulausbildung ab, vor allem aus finan­
ziellen Gründen. Von den Arbeitnehmern 
sind 45 v H Frauen, vorwiegend auf Tee­
plantagen; i n den (ausländischen Investo­
ren besonders günstige Bedingungen bie­
tenden) Freihandelszonen sind es über 75 
v H , vor allem i n der Textilindustrie. Auf 
Nachfrage des Ausschusses erklärte die Re­
gierungsvertreterin, daß arbeitsrechtliche 
Schutzvorschriften für Frauen dort häufig 
nur unzureichend umgesetzt werden. Ein 
weiteres Problem stellt sich bei den Wan­
derarbeitnehmern, die i m Mitt leren Osten 
arbeiten, und von denen mehr als die Hälf­
te Frauen sind. Hier schreibt Sri Lanka 
Mindestlöhne und das Erfordernis einer ge­
sicherten Rückkehr vor. Familienplanung 
wird durch Information und finanzielle 
Anreize propagiert; i n diesem Bereich be­

teiligen sich Frauenorganisationen inten­
siv. Der Ausschuß zeigte besorgtes Inter­
esse an den Auswirkungen des auf der Insel 
noch immer andauernden Bürgerkriegs auf 
Frauen. Nach Aussage der Regierungsver­
treterin treten hier keine frauenspezifi­
schen Probleme auf. Einige Ausschußmit­
glieder regten befristete Maßnahmen zur 
Beschleunigung des Fortschritts für Frauen 
an. 

Als letzter Staatenbericht der diesjährigen 
Sitzungsperiode wurde der Zweitbericht 
Venezuelas behandelt. Er enthielt i m we­
sentlichen eine Darstellung der legislati­
ven Programme der Regierung zur Förde­
rung der Frauen, unter anderem auf dem 
Gebiet des Strafrechts, des Arbeitsrechts 
sowie der Information und Rechtshilfe für 
Frauen und bedürftige Familien. Die Vertre­
terin Venezuelas führte i n ihren Antworten 
auf die Fragen der Expertinnen aus, daß der 
Bericht während des Präsidentschaftswahl­
kampfes erstellt worden war und daher die 
Aktionen der gegenwärtigen Regierung 
nicht widerspiegele. Mitt lerweile ist ein 
Kündigungsschutz für Frauen während der 
Schwangerschaft und innerhalb eines Jah­
res nach der Geburt eingeführt worden. 
Hinzu kommt ein sechswöchiger Schwan­
gerschaftsurlaub und Mutterschutz von 
weiteren zwölf Wochen. Die Gleichheit des 
Entgelts für Mann und Frau ist zwischen­
zeitlich nicht nur gesetzlich vorgeschrie­
ben worden, sondern es ist auch innerhalb 
des Arbeitsministeriums ein A m t einge­
richtet worden, das die Durchführung zu 
überwachen hat. Die Reformen des Strafge­
setzbuches sind noch nicht vorangekom­
men, genießen aber Priorität. Angestrebt 
werden die Abschaffung der Strafbarkeit 
des Ehebruchs sowie der Strafmilderung 
bei schlechtem Ruf einer vergewaltigten 
Frau und die Zulässigkeit der Abtreibung 
nach Vergewaltigung und bei gesundheitli­
chen Gefahren für die Mutter. Seit 1989 
existiert ein Beratungsausschuß, der sich 
aus Frauen aus allen Politikbereichen zu­
sammensetzt und den Präsidenten bezüg­
l ich seiner Frauenpolitik berät. In der Dis­
kussion wurde deutliche K r i t i k an dem Be­
richt geübt, weil jegliche Angaben über die 
tatsächliche Situation der Frauen i n Vene­
zuela fehlten. Besonders erfolgverspre­
chend erschien einigen Expertinnen Vene­
zuelas Versuch, über die Medien die Bevöl­
kerung zu erreichen und so einen Wandel 
der traditionellen Rollenauffassungen zu 
erreichen. 

Außerdem wurde auf dieser 11.Tagung des 
CEDAW der Zweitbericht Chinas behan­
delt. 

Der Ausschuß w i r d vom 18. bis 29.Januar 
1993 i n Wien zu seiner 12.Tagung zusam­
mentreten, u m die Berichte von zehn Staa­
ten zu prüfen. Weitere zehn Berichte sollen 
während einer Verlängerung der Tagung 
oder auf einer zusätzlichen behandelt wer­
den, falls die dafür erforderlichen M i t t e l 
bereitgestellt werden. 

Beate Rudolf • 
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